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WETTER IM OSNABRÜCKER LAND SEITE 8 FERNSEHEN SEITE 27

Mord geht immer: Der Koch ist tot
Fritzi Haberlandt ermittelt zum zwei-
ten Mal als verschrobene Kommissa-
rin Maxxie Schweiger.

ZDF, 20.15 Uhr

BÖRSE SEITE 6

DAX 11 090,11 (–   46,09)
MDAX 23 322,64 (–    29,33)
Dow Jones 24 404,48 (– 301,87)
Nasdaq Comp. 7020,36 (– 136,87)
Euro 1,1354 $ (–0,08 Cent)

OSNABRÜCK Als 1949
das Schloss wieder aufge-
baut wurde, erlaubten sich
junge Steinmetze einen
Scherz. Seither ziert die Co-
mic-Figur „Mecki“ ein
Fenster in der Ostfassade.
Unter den Spaßvögeln war
der spätere Künstler Hans
Gerd Ruwe. jod/Seite 18

OSNABRÜCK

„Mecki“-Figur
am Stadtschloss

AACHEN Deutschland und
Frankreich haben in Aa-
chen ein Zeichen europäi-
scher Solidarität gesetzt. 56
Jahre nach Unterzeichnung
des Élysée-Vertrages unter-
schrieben Angela Merkel
und Emmanuel Macron
den neuen deutsch-franzö-
sischen Vertrag.  dpa/Seite 2

POLITIK

Freundschaft mit
Vertrag besiegelt

OLDENBURG Gab es im
Klinikum Oldenburg eine
Mentalität des Wegschau-
ens? Ein ehemaliger Kolle-
ge hat im Mordprozess um
den ehemaligen Pfleger
Niels Högel vor Gericht
diesbezüglich deutliche
Vorwürfe gegen die Klinik-
leitung erhoben. dpa/Seite 5

NORDWEST

Fall Högel: Zeuge
belastet Klinikum

NORTMOOR Der Lebens-
mitteleinzelhändler Bün-
ting schreibt nach Jahren
der Konsolidierung nun
auch im Konzernergebnis
schwarze Zahlen. Als einer
der Top 15 der Branche tes-
tet das Unternehmen noch
in diesem Jahr Self-Check-
out an der Kasse. nika/Seite 7

WIRTSCHAFT

Bünting wieder mit
schwarzen Zahlen

MÁLAGA Die Helfer in
Spanien, die versuchen,
den zweijährigen Julen aus
einem kleinen Bohrloch zu
bergen, hoffen, die Ret-
tungsaktion heute glück-
lich zu beenden. Der Junge
war am 13. Januar in die
Tiefe gestürzt. dpa/Seite 25

WELTSPIEGEL

Rettungskräfte
haben Hoffnung

OSNABRÜCK Noch gibt es
in Deutschland keine gene-
relle Pflicht, Winterreifen
aufzuziehen. Doch wer bei
winterlichen Straßenver-
hältnissen wie Schnee und
Glatteis mit Sommerreifen
unterwegs ist, riskiert ein
Bußgeld. mao/Seite 26

GUT ZU WISSEN

Bußgeld wegen
Sommerreifen

Kinoprogramm, Service
und Veranstaltungen in
unserer Region. Seite 20

TERMINE

– ANZEIGE –

OSNABRÜCK 15 Millionen
Euro: Das ist die Summe, die
in den nächsten zehn Jahren
in den Osnabrücker Stadtteil
Schinkel fließen soll. Wohin
genau, wird jetzt konkreter.
Die Stadt hat den Ratspoliti-
kern im jüngsten Stadtent-
wicklungsausschuss eine ers-
te Liste vorgelegt.

Im Laufe dieses Jahres soll
ein Quartiersbüro eingerich-
tet werden. Aufgabe des dort
ansässigen Quartiermana-
gers wird sein, die verschie-
denen Bevölkerungsgruppen
im Stadtteil zu erreichen. Für
Bürgerbeteiligung und Öf-
fentlichkeitsarbeit sind bis-
lang 615 000 Euro vorgese-
hen. Der größte Anteil der
Fördermittel, nämlich 9,4
Millionen Euro, wird jedoch
in Bauprojekte fließen, etwa
Verschönerungen von Stra-
ßen und Plätzen wie Minde-
ner Straße und Ebertallee.
Stadt, Land und Bund über-
nehmen je ein Drittel der
Kosten. sdo/Seite 17

Stadt verplant
Fördermittel
für Schinkel

Ausstellung über den Mythos Karl May

OSNABRÜCK Mit den nachempfunde-
nen „Silberbüchsen“ der Romanfiguren
Old Shatterhand und Winnetou präsen-
tiert sich Kurator Thorsten Heese im Kul-
turhistorischen Museum Osnabrück, das
ab Samstag die Ausstellung „Blutsbrüder

– Der Mythos Karl May in Dioramen“
zeigt. Nach Einschätzung von Historiker
Volker Neuhaus hat May Helden mit kla-
rem Image geschaffen. Aus heutiger Sicht
erscheinen sie wie Vorläufer von Marvel-
Superhelden. Seite 28 Foto: Gert Westdörp

utofahrer werden im-
mer stärker gegängelt,

der Individualverkehr insge-
samt steht am Pranger: Vor-
würfe wie diese sind popu-
lär. Dass in einer Experten-
kommission über ein Tem-
polimit auf Deutschlands
Autobahnen nachgedacht
wird, hat die „Freie Fahrt für
freie Bürger“-Allianz gerade
wieder auf die Palme ge-
bracht. Für Verkehrsminis-
ter Scheuer richten sich die
Überlegungen gegen jeden
Menschenverstand.

Wer schon mal über die
Autobahnen in Frankreich,
Österreich oder den Nieder-
landen gefahren ist, weiß wo-
möglich, dass es dort dank
Tempolimits meist deutlich
entspannter zugeht. Langsa-
mer fahren heißt aber vor al-
lem: weniger Spritverbrauch
und weniger Unfälle.

Vieles spricht dafür, durch
ein Höchsttempo von 130
das Klima zu schützen und
Verkehrstote zu vermeiden.

A

Dass ein Tempolimit kommt,
scheint dennoch so unwahr-
scheinlich wie schärfere
Waffengesetze in den USA,
obwohl das Recht auf Vollgas
nicht im Grundgesetz veran-
kert ist.

Wollte die Politik nicht nur
für weniger C02 in der Luft
sorgen, sondern auch für
mehr Sicherheit auf
Deutschlands Straßen, hät-
te sie weitere Möglichkei-
ten. Wegfahrsperren für Al-
koholsünder, die trotz Fah-
ne den Zündschlüssel ins
Schloss stecken, gehören
ebenso dazu wie Fahrtaug-
lichkeitstests für Hochbe-
tagte, die zum ernsten Risi-
ko für sich und andere wer-
den. 

KOMMENTAR

Vieles spricht dafür

t.schmidt@noz.de

Von
Tobias
Schmidt

BERLIN „Die Realität auf un-
seren vollen Straßen hat diese
Diskussion nicht nur einge-
holt, sondern überholt“, sagte
Weil, der als Ministerpräsi-
dent auch im Aufsichtsrat von
Volkswagen sitzt, dem Redak-
tionsnetzwerk Deutschland
(RND). „Ich fahre viel auf
deutschen Autobahnen. Nach
meinen Erfahrungen gibt es
de facto fast bei keiner Fahrt
mehr eine Durchschnittsge-
schwindigkeit von mehr als
130 km/h.“

Ausgelöst worden war die
Debatte über ein Tempolimit
durch Vorschläge der Arbeits-
gruppe „Klimaschutz im Ver-
kehr“ der Regierungskom-
mission zur Zukunft der Mo-
bilität, die am Freitag bekannt
geworden waren. Bundesver-
kehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) hatte die Vor-
schläge scharf kritisiert. Ein
ursprünglich für heute anbe-
raumter Sitzungstermin der
Arbeitsgruppe wurde gestern
auf noch unbestimmte Zeit
verschoben.

Grund sei die „Koordinie-
rung der weiteren Arbeiten al-
ler Arbeitsgruppen“. Im Sinne
einer „verkehrsträgerüber-
greifenden Betrachtung“ be-
dürfe es einer „engen Abstim-
mung mit den übrigen Ar-
beitsgruppen der Plattform“.
Ein neuer Termin werde „zeit-

nah mitgeteilt“. Die Große Ko-
alition will sich nach Angaben
von Regierungssprecher Stef-
fen Seibert bis Ende Februar
mit Blick auf ein Klimaschutz-
gesetz auf ein „schlüssiges Ge-
samtkonzept“ abstimmen.

Gegen ein Tempolimit als
Teil dieses Konzepts wandte
sich der ADAC. Länder mit ei-
ner generellen Geschwindig-
keitsbeschränkung wie Öster-
reich, Belgien oder die USA
schnitten bei der Verkehrssi-
cherheit nicht besser ab als
Deutschland, argumentierte
der Autofahrerclub. Auch
wenn sich ein Tempolimit vie-
lerorts in Europa durchge-
setzt habe, „belegt das nicht
sogleich die Sinnhaftigkeit ei-
ner solchen Maßnahme“.
Auch der Effekt für den Kli-
maschutz sei gering. Viel-
mehr verringere ein guter
Verkehrsfluss die Gefahr von
Staus und Unfällen und trage
dazu bei, den Ausstoß von CO2

zu senken.
Ex-Grünenchef Cem Özde-

mir hält ein Tempolimit auf
Autobahnen für ein „Gebot
der Vernunft“. „Das ist so ein
bisschen, wie wenn Sie mit
Amerikanern über das Recht,
Waffen zu tragen, diskutie-
ren“, sagte er im ARD-Mor-
genmagazin. „Diese Debatte
in Deutschland wird leider
sehr irrational geführt.“ Die
Vorsitzende der Verkehrsmi-
nisterkonferenz, Anke Reh-
linger (SPD), warnte davor,
sich in einer „vergifteten Dis-
kussion um generelle Tempo-
limits zu verbeißen“. Im Sinne
der Verkehrssicherheit sei sie
eher „für kluge Lösungen an
Unfallschwerpunkten“, sagte
die saarländische Verkehrs-
ministerin.  AFP, dpa/Seite 3

Weil: Debatte
um Tempolimit

ist überholt
Ministerium sagt Treffen ab

Niedersachsens Minister-
präsident Stephan Weil
(SPD) hat sich in die De-
batte um ein Tempolimit
auf Autobahnen einge-
schaltet – und hält die
Diskussion wegen des oft
stockenden Verkehrs für
überflüssig.

MADRID Fußball-Superstar
Cristiano Ronaldo ist wegen
Steuerhinterziehung von ei-
nem Gericht in Madrid schul-
dig gesprochen worden. Der
33-Jährige akzeptierte bei
der Anhörung gestern einen 
Deal mit der Staatsanwalt-
schaft und muss fast 19 Milli-

onen Euro an Steuernach-
zahlungen und Geldstrafen
leisten. Zudem wurde der
Portugiese zu einer 23-mona-
tigen Haftstrafe verurteilt,
wie das spanische Fernsehen
berichtete. 

Bei nicht vorbestraften Ver-
urteilten ist es in Spanien üb-

lich, dass eine Haftstrafe von
bis zu zwei Jahren zur Bewäh-
rung ausgesetzt wird. Die 
Staatsanwaltschaft hatte Ro-
naldo vorgeworfen, über
Briefkastenfirmen mehrere
Millionen Euro Steuern am
spanischen Fiskus vorbeige-
schleust zu haben. dpa/Seite 25

Ronaldo muss 19 Millionen Euro zahlen
Fußballer wegen Steuerhinterziehung in Spanien verurteilt

LOS ANGELES Der deut-
sche Regisseur Florian Hen-
ckel von Donnersmarck ist
mit „Werk ohne Autor“ für
einen Oscar nominiert wor-
den. Das Künstler-Drama
konkurriert in der Kategorie
des besten fremdsprachigen
Films unter anderem gegen
„Roma“ des Mexikaners Al-
fonso Cuarón, wie die US-
Filmakademie gestern in Los
Angeles bekannt gab. „Ro-
ma“ zählt mit insgesamt zehn
Nominierungen zu den Top-
favoriten bei den diesjähri-
gen Oscars. Die Preise wer-
den am 24. Februar verlie-
hen. Henckel von Donners-
marck hatte bereits 2006 mit
dem Stasi-Drama „Das Le-
ben der Anderen“ einen Os-
car gewonnen.  AFP/Seite 28

„Werk ohne
Autor“ für

Oscar nominiert

BERLIN Angesichts neuer
Hinweise auf die massive
Steuervermeidung internati-
onaler Konzerne in der EU hat
Linken-Fraktionschefin Sah-
ra Wagenknecht die Bundes-
regierung zum Handeln auf-
gefordert. „Um daran etwas
zu ändern, müssen wir nicht
auf die EU warten“, sagte sie
unserer Redaktion. „Deutsch-
land könnte auch ganz allein
Strafsteuern auf Finanzflüsse
in Steueroasen beschließen.“

So könne man „der belieb-
ten Praxis, die Gewinne durch
fiktive Patent- oder Lizenzge-
bühren dahin zu verschieben,
wo sie kaum besteuert wer-
den, die Grundlage entzie-
hen“, sagte die Linken-Politi-
kerin. „Niemand kann mir er-
zählen, dass Apple auf den

deutschen Markt verzichten
würde, wenn das Unterneh-
men hier auch seine Gewinne
versteuern müsste.“

Wagenknecht reagierte auf
eine Studie der Grünen im
EU-Parlament, wonach Kon-
zerne trotz des durchschnittli-
chen Steuersatzes von 23 Pro-
zent im Schnitt nur 15 Prozent
an Steuern zahlen. Als Gründe
werden unter anderem „Son-
derabsprachen einzelner Mit-
gliedsländer mit den Firmen“
genannt. „Das ist nicht nur
unfair, sondern auch eine gra-
vierende Wettbewerbsverzer-
rung“, so Wagenknecht.

Derweil hat im schweizeri-
schen Davos die Jahresta-
gung des Weltwirtschaftsfo-
rums begonnen. Daran neh-
men mehr als 3000 Vertreter
aus Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft teil. Seite 4

Linke: Strafsteuern
für globale Konzerne
Wagenknecht kritisiert Steuerprivilegien

Von Tobias Schmidt


